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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Staatsjubiläen

Als erste Kammer behandelte der Nationalrat Botschaft und Beschlussentwürfe des
Bundesrats. Nachdem der von Maspoli(lega, TI) im Namen der Fraktion von SD und Lega
vorgebrachte Antrag auf Nichteintreten mit deutlicher Mehrheit abgelehnt worden war,
gab in der Detailberatung über Teil A des Bundesbeschlusses, die eigentliche
Rechtsvorlage also, zunächst die Frage, welche Anlässe 1998 zu feiern seien, zu
Diskussionen Anlass. Die Kommissionsmehrheit hatte sich - mit ausdrücklicher
Zustimmung von Bundesrätin Dreifuss - darauf geeinigt, das Datum von 1798 aus dem
Titel des Bundesbeschlusses zu streichen und es nurmehr nachgeordnet im Ingress zu
erwähnen. Eine von Schmied (svp, BE) vertretene Kommissionsminderheit beantragte,
auch die Friedensschlüsse von Münster und Osnabrück aus dem Jahr 1648 als
Festanlass aufzunehmen. Die LdU/EVP-Fraktion dagegen wollte die Vorlage des
Bundesrats unverändert belassen. Explizite Unterstützung erhielt der Beschluss der
Kommissionsmehrheit von den Fraktionen der LP, der CVP und der FDP. Die Fraktion
von SD und Lega schloss sich dem Minderheitsantrag von Schmied (svp, BE) an, wobei
ihr Sprecher Maspoli (lega, TI) mit dem Referendum drohte, sollte die Vorlage der
Kommissionsmehrheit angenommen werden. Mit Zweidrittelmehrheit beschloss der Rat
im Sinne der Mehrheit seiner Kommission. Keinen Erfolg hatte ein Antrag Steinemanns
(fp, SG), der die Kompetenz, über die Ausgestaltung der Projekte zu entscheiden, dem
Parlament anstelle des EDI zugestehen wollte. Teil A der Gesamtvorlage wurde von der
Kammer mit 118 gegen 12 Stimmen, bei zwei Enthaltungen, angenommen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.1995
DIRK STROHMANN

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Der Nationalrat gab auf Antrag der vorberatenden Kommission und gegen den
Widerstand der beiden St. Galler Giger (fdp) und Steinemann (ap) auch einer
parlamentarischen Initiative Zisyadis (pda, VD) Folge, welche verlangt hatte, dass sich
staatenlose, in der Schweiz geborene Kinder bereits vor dem 16. Altersjahr einbürgern
lassen können. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.1993
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Anlässlich der Beratungen der Staatspolitischen Kommission des Nationalrats drohte
Steinemann (fp, SG) mit einem Referendum gegen die Einführung von zusätzlichen
Staatssekretären. Um auf jeden Fall die Verlagerung der Organisationskompetenz vom
Parlament auf den Bundesrat unbeschädigt über die Runden zu bringen, schlug die SP-
Fraktion deshalb eine Aufteilung der Vorlage vor. Die Spitzen der drei anderen
Regierungsparteien schlossen sich dieser Forderung an. Die Kommission verweigerte
allerdings den Gehorsam und beschloss, das Paket dem Plenum als Ganzes vorzulegen.
Sie lehnte auch den Antrag auf den Verzicht auf die zusätzlichen Staatssekretärposten
deutlich ab und folgte in der Frage ihrer parlamentarischen Bestätigung dem
Ständerat. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.1994
HANS HIRTER

Beim Beschluss B (Schaffung von zusätzlichen Staatssekretärsposten) blieb ein von den
Fraktionen LdU/EVP, SD/Lega und einem Teil der SVP unterstützter
Nichteintretensantrag Steinemann (fp, SG) mit 85:51 Stimmen in der Minderheit. In der
Detailberatung schloss sich der Nationalrat weitgehend den Beschlüssen des
Ständerates an. In der Frage der Zahl der Staatssekretäre bestätigte er den Entscheid
für maximal zehn; ein Antrag Loeb (fdp, BE) für höchstens 15 wurde deutlich abgelehnt.
Der Nationalrat strich jedoch die vom Ständerat eingeführte Wahlbestätigung durch die
Bundesversammlung. Gegen eine parlamentarische Bestätigung hatte sich vehement
die SP eingesetzt, die befürchtete, dass damit die bürgerliche Ratsmehrheit die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.1995
HANS HIRTER
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Personenauswahl der sozialdemokratischen Bundesräte nach parteipolitischen
Gesichtspunkten bestimmen würde. In der abschliessenden Gesamtabstimmung waren
dann freilich die Gegner des Entwurfs in der Mehrheit; mit Ausnahme von LdU/EVP,
SD/Lega und FP, welche die Vorlage geschlossen ablehnten, waren alle Fraktionen
gespalten. 3

Für eine Mehrheit der SP-Leitung war klar, dass ihr zweiter Bundesrat neben Ruth
Dreifuss ein Mann sein sollte. Angesichts der bestehenden relativen Übervertretung der
lateinischen Schweiz in der Regierung war auch seine deutschschweizerische Herkunft
unbestritten. Als aussichtsreichste Kandidaten präsentierten die Medien bereits zwei
Tage nach Stichs Rücktrittsankündigung die Nationalräte Leuenberger (ZH) und Marti
(GL) - beide verfügen als Mitglieder von Kantonsregierungen über Exekutiverfahrung -
sowie die Ständeräte Piller (FR) und Onken (TG). Als weiteren Anwärter schlug die SP
des Kantons Basel-Land den ehemaligen Ständerat und amtierenden Regierungsrat Edi
Belser vor. Als einzige Frau präsentierte die Berner SP alt Nationalrätin Gret Haller,
welche als momentane Auslandschweizerin - sie ist Diplomatin beim Europarat -
aufgrund ihres Zürcher Heimatscheins wählbar wäre. Am 16. September einigte sich der
SP-Vorstand auf einen Dreiervorschlag Leuenberger/Piller/Haller (in der Reihenfolge
der erzielten Stimmen) zuhanden der Fraktion; eine Empfehlung, wieviele von diesen
Bewerbern definitiv ins Rennen geschickt werden sollten, gab er nicht ab. Die Fraktion
beschloss, mit dem Zweiervorschlag Leuenberger/Piller vor die Vereinigte
Bundesversammlung zu treten. Die Fraktionen der drei anderen Bundesratsparteien
verzichteten auf eine Empfehlung zugunsten eines der beiden Kandidaten; beide
wurden als annehmbar taxiert. Die Grünen zeigten sich enttäuscht über den Verzicht
auf eine Frauenkandidatur und beschlossen, zumindest im ersten Wahlgang für Gret
Haller zu stimmen. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.09.1995
HANS HIRTER

Die sich vor allem aus rechtsbürgerlichen Kreisen rekrutierenden Gegner der Reform
machten ihre Drohung mit dem Referendum wahr. Unmittelbar nach der
Schlussabstimmung formierte sich ein von Steinemann (fp, SG), Früh (fdp, AR), Seiler
(svp, BE) und Schmidhalter (cvp, VS) präsidiertes "Komitee gegen eine aufgeblähte
Bundesverwaltung mit überflüssigen Staatssekretären". Unterstützung fanden sie bei
der AUNS; mit der Unterschriftensammlung wurde ein Berner PR-Büro betraut. Noch
vor Jahresende waren die benötigten 50 000 Unterschriften beisammen. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.10.1995
HANS HIRTER

Volksrechte

Eine Reduktion der Unterschriftenzahl für Initiativen und Referenden visierte
demgegenüber eine parlamentarische Initiative Blatter (cvp, OW) an. Allerdings wollte er
gleichzeitig das Sammeln von Unterschriften wesentlich erschweren, indem die
Formulare nur noch auf bestimmten, von den Gemeinden bezeichneten Amtsstellen
rechtsgültig hätten unterzeichnet werden können. Nach Ansicht des Initianten könnten
damit nicht nur gewisse Missstände bei Unterschriftensammlungen vermieden (z.B.
Direct-Mail-Kampagnen durch bezahlte Werbebüros), sondern auch die Zahl der
Volksbegehren insgesamt reduziert werden. Der Nationalrat stimmte dem Anliegen
gegen den Antrag seiner Staatspolitischen Kommission vorerst zu, lehnte es dann aber
nach einem Rückkommensantrag Steinemann (fp, SG) ab. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.03.1995
HANS HIRTER

Föderativer Aufbau
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Interkantonale Zusammenarbeit

Der Bundesrat beantragte dem Parlament einen Rahmenkredit von CHF 39 Mio. für den
Zeitraum 2000-2006, um eine Beteiligung der Schweiz an der Initiative INTERREG III
der Europäischen Union (EU) zu gewährleisten. Die von der Europäischen Kommission
zum Zeitpunkt der Publikation der Botschaft noch nicht definitiv verabschiedete
Initiative stellt eine Fortsetzung der 1999 auslaufenden INTERREG II dar. Die
grenzüberscheitende Zusammenarbeit im regionalen Rahmen hat sich nach Ansicht des
Bundesrates sowohl aus raumordnungs- als auch als integrationspolitischen Gründen
derart gut bewährt, dass sich die Schweiz unbedingt weiterhin daran beteiligen sollte.
Der Nationalrat stimmte dem Antrag bei einer Gegenstimme (Steinemann, fp, SG) zu; in
der Schlussabstimmung sprachen sich auch noch einige Vertreter der Zürcher SVP
dagegen aus. Im Ständerat erfolgte die Zustimmung einhellig. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Die Grossunternehmer bilden im neu zusammengesetzten Nationalrat nur noch eine
Vierer-Gruppe (der neu gewählte Gerold Bührer (fdp, SH) und die Bisherigen Christoph
Blocher, Walter Frey (beide svp, ZH) und François Loeb (fdp, BE)). Am meisten zulegen
konnte die Kategorie der Gewerbetreibenden und der Freiberuflichen, vor allem dank
den Vertretern der AP: dem Architekten Walter Steinemann (SG), dem
Transportunternehmer Ulrich Giezendanner (AG) und dem Elektromonteur Peter Jenni
(BE). Die Juristen dominieren aber im neuen Parlament vor den Unterrichtsberufen und
den Landwirten. 8

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

In den Kantonen der Zentralschweiz gab es nur wenige Veränderungen. So blieb in
Luzern die Sitzverteilung zwischen den Parteien (3 CVP, 2 FDP, 3 SVP, 1 SP, 1 GP) gleich.
Auch die Stimmenanteile der Parteien veränderten sich nur unwesentlich, die SVP
konnte allerdings um 2,6 Prozentpunkte auf 25,3% zulegen. Zudem kam es zu einem
innerparteilichen Wechsel: Pius Segmüller (cvp), ehemaliger Kommandant der
Schweizergarde, wurde anstelle seines Parteikollegen Franz Brun in den Nationalrat
gewählt. Im Kanton Zug wurden die drei bisherigen Nationalräte (1 CVP, 1 SVP, 1
Alternativer Grüner) wieder gewählt. Der Versuch der FDP, eine grosse
Listenverbindung mit der CVP und der SVP zu bilden und damit den Sitz der
Alternativen anzugreifen, war im Vorfeld der Wahlen gescheitert. Im Kanton Obwalden
endeten die Wahlen mit einer Überraschung: Gewählt wurde der SVP-Kandidat
Christoph von Rotz. Kantonsrat Patrick Imfeld (cvp) war vom parteilosen Künstler Luke
Gasser konkurrenziert worden und verlor dadurch Stimmen. Im Kanton Nidwalden
wurde Edi Engelberger (fdp) in stiller Wahl bestätigt. Der Wahl vorausgegangen war eine
grössere Diskussion bei der Nominierung von Engelberger durch die FDP. Engelberger
hatte zunächst innerparteiliche Konkurrenz, die sich allerdings nicht durchsetzen
konnte. Im Kanton Schwyz wurden die bisherigen Nationalräte (2 SVP, 1 CVP, 1 SP)
bestätigt. Die SP konnte ihren Sitz trotz Stimmenverlusten knapp gegen den Angriff
durch die FDP verteidigen, dies auch dank einer Listenverbindung mit den Grünen. Im
Kanton Glarus wurden der bisherige Vertreter im Nationalrat, Werner Marti (sp)
problemlos wieder gewählt. Im Kanton Uri gab es keine offiziellen Gegenkandidaten zur
bisherigen Gabi Huber (fdp), diese wurde klar bestätigt. 9

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL

Ständeratsersatzwahlen

Gleichzeitig mit den Glarner Regierungsratswahlen fand die Ersatzwahl in den Ständerat
statt. Zu ersetzen war der Sitz von Regierungs- und Ständerat Kaspar Rhyner (fdp), der
aus Altersgründen von seinen zwei Mandaten zurücktreten musste. Der Kanton Glarus
kennt seit 1989 eine Verfassungsbestimmung, die für Regierungs- und Ständeräte eine
Altersgrenze von 65 vorsieht. Keiner der beiden Kandidaten erreichte im ersten
Wahlgang die nötige absolute Mehrheit. Im zweiten Wahlgang setzte sich This Jenny von
der SVP gegen Regierungsrat Willy Kamm (fdp) durch. Damit wird der Kanton Glarus
neben dem bisherigen Freisinnigen Fritz Schiesser neu von This Jenny, Landrat und
SVP-Kantonalparteipräsident, in der kleinen Kammer vertreten. Der Verlust des zweiten
FDP-Ständeratssitzes an die SVP liess sich im Sinne eines parteipolitischen Ausgleichs
als Antwort auf den Sitzgewinn der FDP im Regierungsrat deuten. Zudem geriet auch
das angestrebte Doppelmandat von Willy Kamm als Regierungs- und Ständerat in die

WAHLEN
DATUM: 29.03.1998
URS BEER
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Kritik. Mehrfachmandate waren schon bei Werner Marti heftig diskutiert worden, als
dieser neben dem Regierungs- und Nationalratsmandat auch noch jenes des
Preisüberwachers inne hatte. 10

Bei den Ersatzwahlen für den aus dem Ständerat zurückgetretenen Fritz Schiesser (fdp)
traten Pankraz Freitag (fdp, Regierungsrat), Werner Marti (sp, Nationalrat) und René
Brandenberger (parteiloser Landrat, der SVP nahestehend) an. Freitag wurde von CVP
und SVP unterstützt, trotzdem wurde aufgrund des hohen Bekanntheitsgrades von Marti
ein spannendes Rennen erwartet. Bei der Wahl konnte sich Freitag (fdp) überraschend
deutlich gegen Marti (sp) durchsetzen. Er holte 4969 Stimmen, Marti 2975. Beide
Glarner Ständeratsmandate bleiben somit in bürgerlicher Hand. Der dritte Kandidat
Brandenberger erreichte 1062 Stimmen. Die Stimmbeteiligung lag bei 35,8%. 11

WAHLEN
DATUM: 10.02.2008
SABINE HOHL

Aussenpolitik

Entwicklungspolitik

Le Conseil national a transmis un postulat Steinemann (pdl, SG) priant le Conseil
fédéral de publier un rapport interdépartemental comportant une liste indiquant
l'ensemble des montants versés par la Confédération à des organisations
internationales et à des pays étrangers au titre de la coopération au développement. Ce
document devra mentionner en outre les bases légales applicables de même que les
bénéficiaires, les montants alloués et les motifs invoqués. 12

POSTULAT
DATUM: 07.10.1994
LIONEL EPERON

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Der Rücktritt des Preisüberwachers Werner Marti (sp, GL) bot dem Wirtschaftsverband
Economiesuisse und auch der SVP den Anlass, die Abschaffung dieser dank einer
angenommenen Volksinitiative in der Verfassung verankerten und gemäss
Meinungsumfragen sehr populären Institution zu fordern. Die Kritiker argumentierten,
dass diese Stelle mit dem im Berichtsjahr in Kraft gesetzten verschärften Kartellrecht
überflüssig geworden sei. Dies sei um so mehr der Fall, als sie bei den administrierten,
also von den politischen Behörden festgelegten Preisen ohnehin nur Empfehlungen
abgeben könne. Der St. Galler Wirtschaftsprofessor Franz Jaeger verlangte, dass bei
einer Beibehaltung der Preisüberwachungsstelle diese in die Wettbewerbskommission
zu integrieren sei. Der Bundesrat diskutierte zwar diesen letzteren Vorschlag, verwarf
ihn dann aber und wählte den sozialdemokratischen Berner Nationalrat Rudolf Strahm
zu Martis Nachfolger. Anders als der Glarner Nationalrat Marti trat Strahm von seinem
Parlamentsmandat zurück. Im Dezember bestätigte der Bundesrat seinen Entscheid,
nichts an der bisherigen eigenständigen Organisationsstruktur der Stelle für
Preisüberwachung zu ändern. 13

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.12.2004
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Die nationalrätliche WAK hielt an ihren Anträgen fest und verabschiedete den MWSt-
Gesetz-Entwurf mit 13 zu 10 Stimmen. Die SP leistete in der Frühjahrssession im
Nationalrat jedoch entschlossenen Widerstand gegen die Steuerausfälle und drohte
mit dem Referendum. Ein Rückweisungsantrag Marti (sp, GL) mit der Bedingung, dass
die neue Vorlage mit Steuerausfällen von höchstens CHF 200 Mio. verbunden sein
dürfe, wurde mit 102 zu 61 Stimmen abgelehnt. Nicht zuletzt aufgrund der SP-
Referendumsdrohung kam in der Detailberatung aber im besonders umstrittenen
Bereich der Geschäftsspesen mit 93 zu 60 Stimmen ein Kompromissvorschlag David
(cvp, SG) durch. Danach soll der Bundesrat in einer Verordnung definieren, welche
Auslagen als geschäftlich zu gelten haben und zum Vorsteuerabzug berechtigen, wobei
er sich an der Praxis der direkten Bundessteuer zu orientieren hat. Ausserdem sollen
Verpflegungsspesen zwar zu 100% abgezogen werden können, der Bundesrat soll aber

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.1997
EVA MÜLLER
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Maximalbeträge festlegen. Gemäss dem Antragssteller würden die Steuerausfälle in
diesem Bereich damit auf CHF 30 Mio. reduziert. Der Antrag der WAK, den
Vorsteuerabzug auf geschäftlich begründeten Spesen auch ohne Nachweis mit
Originalbelegen zu gewähren, ging einer Ratsmehrheit zu weit.

Ansonsten hielt sich der Nationalrat weitgehend an die Anträge der WAK. So wehrten
sich Bundesrat und Linke vergebens gegen eine Erhöhung der Limite für die pauschale
Abrechnung (Saldosteuersatz) auf einen Umsatz bis CHF 5 Mio. und einen Steuerbetrag
von CHF 75'000 pro Jahr. Der Bundesrat wollte die Limite bei CHF 1.5 Mio. bzw. CHF
40'000 ansetzen. Eine Ratsmehrheit stimmte auch dem erweiterten Optionsrecht
insbesondere bei der Krankenpflege, der Sozialfürsorge und im Sport- und
Kulturbereich, sowie der MWSt-Befreiung für Brockenstuben und Startgelder inkl.
Verpflegung und «Nebenleistungen» zu. Zusätzliche Anträge, die auch Prothesen und
Heilmittel sowie extern erbrachte Leistungen im Spital- und Heilbereich (z.B. Reinigung
und Verpflegung) sowie die Tiermedizin von der Steuer ausnehmen wollten, wurden
abgelehnt. Nur Spott erntete ausserdem ein Antrag des Landwirtschaftsvertreters Wyss
(svp, BE), der den Empfängern öffentlicher Subventionen den ungekürzten
Vorsteuerabzug gewähren wollte, was Ausfälle von CHF 880 Mio. bedeutet hätte. Bei
den echten Steuerbefreiten gab vor allem der internationale Luftverkehr zu reden. Der
Rat fand sich aber schliesslich damit ab, dass internationale Flüge von der Steuer
befreit bleiben müssen, solange auch die EU so verfährt. Ein Antrag von links-grüner
Seite, gleich lange Spiesse für den öffentlichen Bahnverkehr zu schaffen und diesen
ebenfalls von der Steuer auszunehmen, wurde ebenso abgelehnt wie ein Antrag
Wiederkehr (ldu, ZH), der für den öffentlichen Personenverkehr einen MWSt-
Sondersatz von 3% einführen wollte. Ein solcher hätte Ertragsausfälle von jährlich rund
CHF 150 Mio. zur Folge. Der Auslandumsatz der Reisebüros soll gemäss Nationalrat auch
in Zukunft von der MWSt befreit sein. Dagegen soll Samnaun künftig auch auf Waren
MWSt-pflichtig werden. Mit 79 zu 53 Stimmen hiess der Nationalrat das
Mehrwertsteuergesetz schliesslich gut. Die SP, welche die beschlossenen
Einnahmenausfälle von jährlich rund CHF 240 Mio. - bei Gesamterträgen von rund CHF
12 Mrd. - als «ungerechtfertigtes Steuergeschenk» ablehnte, liess ihre
Referendumsdrohung stehen. 14

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Parallel zum Budget 1994 berieten die Räte die Sanierungsmassnahmen. Der Nationalrat
wies die Streichung der freiwilligen AHV/IV-Versicherungen für Auslandschweizer
zurück. Im Bereich der Treibstoffzollrückerstattung stimmte er für den Antrag Marti (sp,
GL), welcher eine Ausnahmeregelung für die konzessionierten
Transportunternehmungen (KTU) verlangte. Die grosse Kammer überwies auch eine
Motion des Ständerats zur Bremsung des Ausgabenwachstums (Mo. 93.3537) mit 84 zu
34 Stimmen. Diese Ausgabenbremse sieht vor, dass Bundesbeschlüsse, welche
einmalige Ausgaben von 20 Mio Fr. oder wiederkehrende Zahlungen von 2 Mio Fr. zur
Folge haben, nur in Kraft treten können, wenn mindestens 101 Nationalratsmitglieder
zustimmen. Der Ständerat konnte die Sanierungsmassnahmen im Berichtsjahr noch
nicht fertig behandeln. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Voranschlag

Eine Motion Steinemann (fp, AG) (Mo. 93.3594) von 1993, die den Bundesrat
beauftragen wollte, nur noch Voranschläge mit einer stabilen oder rückläufigen
Staatsquote zu unterbreiten, wurde von Bundesrat Stich als untaugliches Mittel zur
Haushaltsanierung abgelehnt und vom Nationalrat verworfen. Der Ständerat überwies
jedoch ein Postulat Cavelty (cvp, GR) (Po. 93.3566), welches den Bundesrat aufforderte,
die Einsetzung eines Sparbeauftragten zu prüfen. Bundesrat Stich wehrte sich
vergeblich gegen diesen seiner Ansicht nach unnötigen Vorstoss. Bürgerliche Parteien
kündigten zudem an, dass sie Art. 42bis BV, der den Bund verpflichtet, Defizite
abzutragen, verschärfen wollten. In einem ersten Schritt wurde eine parlamentarische
Initiative Bührer (fdp, SH) (Pa.Iv. 94.422) eingereicht, die fordert, dass das Wachstum
der Ausgaben das geschätzte mittelfristige Wachstum des Bruttoinlandprodukts nicht
übersteigen dürfe. Ausnahmen sieht die Initiative nur im Fall eines real rückläufigen
Bruttoinlandprodukts vor. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.10.1994
EVA MÜLLER
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In der Dezembersession beschloss der Nationalrat, die Budgetberatung mit
eingeschränkter individueller Entfaltungsmöglichkeit zu führen, da die finanzpolitische
Grundsatzdiskussion im Rahmen des Stabilisierungsprogramms erfolgt war (siehe weiter
oben). Die grosse Kammer lehnte den Rückweisungsantrag Steinemann (fp, SG) ab, der
bezweckte, in eigener Regie eine weitere Milliarde einzusparen. Bei den meisten
Anträgen während der Detailberatung handelte es sich um vergleichsweise kleinere
Beträge, die im Plenum teilweise auf gewisse Sympathien stiessen; trotzdem folgte der
Rat meistens der von Bundesrat und Kommission vorgegebenen Linie. Bei den
Verpflichtungskrediten stimmte eine Mehrheit dem Antrag Marti (sp, GL) zu, dem VBS
eine Million bei der Evaluation von Transportflugzeugen zu kürzen. Bei den
Nachtragskrediten folgte der Rat der Kommissionsminderheit Aregger (fdp, LU), die die
Übernahme von Überwachungsanlagen der privatisierten Swisscom im Wert von CHF
9.9 Mio. ablehnte. Der Voranschlag 1999 wurde ohne wesentliche Änderungen
genehmigt. Auch die Finanzkommission der kleinen Kammer war mit dem
eingeschlagenen Weg zufrieden und übernahm weitgehend die Zahlen des
Nationalrates; sie kürzte lediglich die Gesamtposition der Dienstleistungen Dritter um
CHF 20 Mio. Der Ständerat folgte in allen Punkten den Vorschlägen seiner Kommission
und lehnte die Anträge Maissen (cvp, GR) auf Ausklammerung der Kreditsperre für die
Förderung der rätoromanischen Sprache sowie zwei Minderheitsanträge, die weitere
Kürzungen beim Informationswesen des Bundes und bei Dienstleistungen Dritter
anstrebten, ab. Beim Nachtragskredit für die Übernahme der Übwachungsanlagen blieb
er auf der Linie des Bundesrates. Insgesamt stutzte er das Budget im Vergleich zum
Erstrat um weitere 19 Mio. und verabschiedete ein Defizit von CHF 4.12 Mrd. In der
Differenzbereinigung blieben einige kleinere Unterschiede auszuräumen. So setzte der
Nationalrat seinen früheren Entscheid durch, die Förderung der rätoromanischen
Kultur und Sprache von der Kreditsperre auszuklammern. Auch bei der Beschaffung der
Überwachungseinrichtungen wurde am Beschluss der grossen Kammer festgehalten
und das Kreditbegehren von CHF 9.9 Mio. abgelehnt. Damit schliesst der Voranschlag
1999 bei Ausgaben von CHF 46.48 Mrd. und Einnahmen von CHF 42.36 Mrd. mit einem
Ausgabenüberschuss von CHF 4.12 Mrd. in der Finanzrechnung. Gegenüber dem
Vorjahresbudget wurde ein Ausgabenrückgang von 2,3% (bzw. 2,7% mit
Berücksichtigung der Kreditsperre) veranschlagt. Der budgetierte Aufwandüberschuss
in der Erfolgsrechnung wurde mit CHF 4.84 Mrd. genehmigt. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1998
URS BEER

Im Nationalrat erklärte Marti (sp, GL), die Finanzkommission halte sich an die Linie des
Bundesrates und stimme in den Grundzügen, mit geringen Abweichungen, mit den
Beschlüssen des Ständerates überein. Die grosse Kammer verwarf einen Antrag Zisyadis
(pda, VD), der den Voranschlag an den Bundesrat zurückweisen wollte mit dem Auftrag,
zusätzliche Einnahmen vorzusehen. Nach mehrstündiger Debatte hiess sie den
Voranschlag 2004 mit 73:61 Stimmen gut. Die Nationalrätinnen und Nationalräte waren
in allen Punkten den Anträgen der Kommissionsmehrheit gefolgt. Anträge der SVP auf
Kürzungen bei den Personal- und Sachausgaben, beim EDA, der Kultur und im
Asylbereich hatten keine Chance. Die Vorschläge der Linken, beim VBS zu sparen, waren
ebenso erfolglos wie ihre Anträge auf Kreditaufstockungen bei der Abgeltung des
kombinierten Verkehrs. Um ein schuldenbremsenkonformes Budget zu erreichen,
erhöhte der Nationalrat gegen den Willen des Bundesrats die Kreditsperre von 1,5% auf
2% resp. 0,75% auf 1% für die vom Entlastungsprogramm betroffenen Sachbereiche. In
der Differenzbereinigung hielt der Ständerat an der niedrigeren Kreditsperre fest, der
Nationalrat schloss sich ihm an. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Infrastruktur und Lebensraum
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Energie

Energiepolitik

Parallèlement à sa décision relative à la taxe sur le CO2, le Conseil fédéral a en outre
opté pour une réduction substantielle de la densité normative de son projet de loi sur
l'énergie. Au vu de la vive controverse que ce dernier avait suscitée durant la procédure
de consultation, le gouvernement a mené plus d'une dizaine de pourparlers avec les
différents milieux concernés pour sortir de l'impasse. Sur la base de ces discussions, il
a alors décidé d'abréger le texte originel et de présenter le projet définitif aux
Chambres d'ici la fin de l'année sous revue. En établissant ce calendrier, le Conseil
fédéral a ainsi découplé la loi sur l'énergie de la taxe sur le CO2 qui formaient
initialemement un paquet. C'est en particulier dans le domaine du bâtiment que les
dispositions légales prévues ont été revues à la baisse. A cet égard, il est à relever que le
décompte individuel des frais de chauffage - bien que combattu par une initiative
parlementaire Steinemann (pdl, SG) (Iv.pa. 95.404) adoptée par le Conseil national en
fin d'année et qui vise à supprimer l'obligation d'installer ce système dans les bâtiments
existants en raison d'un rapport coût/avantage jugé négatif - devrait, de l'avis de
l'OFEN, continuer de figurer dans le projet de loi remanié, mais sous la forme de
prescriptions générales à l'attention des cantons qui recevront de plus larges
compétences en la matière (De son côté, l'OFEN a, dans une étude portant sur 218
bâtiments, estimé que le décompte individuel permettait d'économiser en moyenne
14% du mazout ou du gaz consommés à des fins de chauffage). 
L'innovation la plus marquante prévue par la nouvelle réglementation devrait cependant
résider dans la création d'une agence nationale de l'énergie. Proposée en 1994 par le
Vorort dans l'optique de procéder à une privatisation partielle de la politique de
l'énergie, la mise sur pied de cet organisme introduira le principe de coopération avec
la sphère économique dans ce domaine. Se voyant attribuer des tâches d'exécution, la
nouvelle agence devrait notamment pouvoir passer des conventions fixant des valeurs-
cibles de consommation avec les producteurs d'appareils et de véhicules, identifier des
sites pouvant accueillir des installations à buts énergétiques, de même qu'informer et
conseiller la population, le secteur privé et les autorités. Si l'instauration même de cet
organisme a généralement reçu un écho favorable tant auprès des directeurs cantonaux
de l'énergie que des associations écologistes, ces dernières se sont en revanche
vivement opposées à ce que les deux tiers des membres qui y siègent soient issus des
milieux économiques. Dans l'hypothèse où pareille représentativité serait retenue,
l'administration, les cantons, les syndicats et les associations de protection de
l'environnement et de consommateurs devraient alors se contenter du tiers des sièges
restants sur les vingt que comptera l'agence. Bien que farouchement combattue par le
Vorort et la Chambre de commerce de Bâle, la planification intégrée des ressources –
autour de laquelle s'articule le projet de loi – devrait également y être maintenue,
conformément à la volonté de l'OFEN, et ce au détriment d'autres instruments
proposés par les milieux économiques («contracting», en particulier). Quant à la
promotion des énergies renouvelables, la réglementation envisagée prévoit de
procéder non pas par le biais de subventions classiques, mais par l'allocation de
montants globaux aux cantons qui pourront les répartir selon leurs propres critères. En
raison de la nomination de Moritz Leuenberger à la tête du DFTCE, le projet définitif de
loi sur l'énergie a été ajourné. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.1995
LIONEL EPERON

L'initiative parlementaire Steinemann (pdl, SG) – à laquelle le Conseil national avait
décidé de donner suite en décembre 1995 et qui vise à supprimer l'obligation d'installer
d'ici à avril 1998 le décompte individuel des frais de chauffage dans les bâtiments
existants en raison de coûts jugés disproportionnés comparativement aux économies
d'énergie réalisées par ce système – a fait l'objet d'un rapport de la Commission de
l'environnement, de l'aménagement du territoire et de l'énergie (CEATE). Ce
document stipule que dans l'examen qu'elle a fait de cette disposition consacrée par
l'arrêté sur l'énergie de 1990, la commission a entendu une délégation de la Conférence
des directeurs cantonaux de l'énergie qui, bien que s'étant prononcée en faveur du
maintien du principe du décompte individuel dans la future LEn, a néanmoins souhaité
que son application soit laissée aux cantons, conformément à l'esprit de l'article
24octies de la Constitution. Reprenant à son compte cette réflexion, la majorité de la
CEATE a proposé une modification de l'arrêté sur l'énergie sous la forme d'un contre-
projet à l'initiative Steinemann aux termes duquel il incombe aux cantons d'adopter des
prescriptions sur le décompte individuel des frais de chauffage dans les bâtiments
existants et de fixer des délais transitoires appropriés. Appelé à donner son avis sur ce
rapport, le Conseil fédéral a fait sienne la contre-proposition de la CEATE qui anticipe

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.09.1996
LIONEL EPERON
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en la matière l'essentiel de la réglementation que le gouvernement a lui-même
proposée dans son projet de future loi sur l'énergie. 20

A l'issue du second examen de cet objet par le Conseil national, la majorité de ses
membres s'est à son tour prononcée contre la levée pure et simple de l'obligation
d'installer le décompte individuel des frais de chauffage dans les bâtiments existants:
sur l'ensemble des votants, seuls 80 députés ont en effet apporté leur soutien à
l'initiative Steinemann, alors que 93 autres ont opté pour le compromis élaboré par la
commission. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.1996
LIONEL EPERON

Le Conseil national a classé une initiative parlementaire Steinemann (pdl, SG) qui
demandait de supprimer l’obligation d’installer le décompte individuel des frais de
chauffage dans les bâtiments existants. Car cette mesure avait été acceptée dans la loi
sur l’énergie adoptée par le parlement en 1998. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.1999
LAURE DUPRAZ

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Der Ständerat hiess als Erstrat sowohl die Änderung des WEG wie auch den
Bundesbeschluss über Massnahmen zur Minderung der Verluste und Zahlungsrisiken
aus der Wohnbau- und Eigentumsförderung in seiner Sommersession gut. Ständerat
Brändli (svp, GR) erläuterte als Berichterstatter der WAK-SR, dass sich viele Mieter der
Rückzahlung der Wohnbauförderung in Form steigender Mieten durch Wegzug
entzögen und sich oft keine Nachmieter zu den bestehenden Bedingungen finden
lassen würden. Die Finanzinstitute als Kreditgeber würden sich zudem bei der
Kreditvergabe immer stärker zurückhalten und teilweise sogar Kredite aufkündigen.
Nach Meinung der Kommission sei diese Entwicklung und vor allem das Ausmass und
die Dauer der Immobilienkrise nicht absehbar gewesen. Sie beurteilte die
Gesetzesänderungen und die Massnahmen positiv und beantragte Zustimmung.
Ständerat Loretan (fdp, AG) forderte, dass in Zukunft die Auslagerung der Förderung
des selbstgenutzten Wohneigentums weiterverfolgt werde und für die Unterstützung
der Wohnungs- und Siedlungserneuerung ein kostenneutrales System geschaffen
werde. Die geplante Unterstützung von gemeinnützigen Bauträgern und
Dachorganisationen wie auch die Hilfe an finanziell und sozial schwache Personen bei
der Wohnungsversorgung seien wichtige Aufgaben des Bundes, könnten allerdings
teilweise an die Kantone delegiert werden. Hingegen sei der Rückzug des Bundes aus
der allgemeinen Wohnbauförderung angezeigt. Der hohe Leerwohnungsbestand zwinge
eine Deregulierung der Wohnbauförderung und die Einführung der Marktmiete
geradezu auf. In seiner Herbstsession stimmte der Nationalrat beiden Vorlagen ohne
Gegenantrag zu. In der Schlussabstimmung im Nationalrat wurde die Revision des
Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetzes mit 186 Stimmen gegen die Stimmen von
Blocher (svp, ZH), Bonny (fdp, BE) und Steinemann (fp, SG) verabschiedet. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Umweltschutz

Lärmschutz

Le Conseil national n'a pas donné suite à une initiative parlementaire Steinemann (pdl,
SG) qui réclamait que les transports de marchandises par voie ferroviaire, routière et
aérienne soient soumis aux mêmes exigences en matière de protection contre le bruit
et qu'ils respectent de la même façon la période de repos nocturne. Selon l'initiant, il y
avait urgence à intervenir dans le domaine ferroviaire, car les fréquences augmentent
constamment et les trains de marchandises traversent, la nuit, des quartiers
d'habitation. L'initiant proposait d'instaurer l'interdiction de circuler la nuit également
pour les trains de marchandises bruyants. Il souhaitait une égalité de traitement pour
tous les modes de transports. La CTT a estimé que la protection contre le bruit était
déjà assumée par la Confédération, dans le cadre de la LPE et des ordonnances s'y
rapportant. La commission a rappelé que des mesures concernant l'amélioration de la
protection contre le bruit, le long des voies ferrées, avaient été adoptées par le
parlement, dans l'arrêté relatif à la réalisation et au financement des projets
d'infrastructure des transports publics. 24

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.1998
LAURE DUPRAZ
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Allgemeiner Umweltschutz

Si le Conseil des Etats a décidé d'approuver cet accord à l'unanimité, ce dernier a en
revanche été l'objet d'une proposition de non-entrée en matière Steinemann (pdl, SG)
au sein de la Chambre du peuple. Protestant contre la participation de la
Confédération à un nouvel accord international négocié sous l'égide de l'ONU, le
député saint-gallois a par ailleurs mis en doute les avantages que la ville de Genève
retire de la présence d'organisations internationales sur son territoire. C'est cependant
à une très forte majorité des votants que le Conseil national a décidé d'autoriser le
gouvernement à ratifier la convention. 25

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.06.1995
LIONEL EPERON

Klimapolitik

Die Polemik um die Ausrüstung von Tankstellenzapfsäulen mit
Benzindampfrückführung dauerte im Berichtsjahr an. Verschiedene
Mineralölgesellschaften und der Autogewerbe-Verband der Schweiz (AGVS) kritisierten,
das BUWAL habe die Umrüstungspflicht für die Tankstelleninhaber bis Ende 1994 zu
kurzfristig angesetzt. Ein neues, bedienungsfreundlicheres System mit aktiver
Benzindampfabsaugung, welches effizienter als das Passivsystem sei, komme erst noch
auf den Markt. Auf die Anfragen Maurer (svp, ZH) und Steinemann (ap, SG) nach der
Umrüstungspflicht auf das passive Benzinrückführungssystem antwortete Bundesrätin
Dreifuss, die Pflicht, ein bestimmtes System zur Dampfrückführung anzuschaffen, habe
gar nie bestanden. Die Tankstelleninhaber seien in der Wahl des Systems frei,
vorausgesetzt, dieses erfülle die Anforderungen des in der Luftreinhalteverordnung
vorgeschriebenen Wirkungsgrads. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Abfälle

Sur la base d'une enquête menée auprès de 27 usines d'incinération (UIOM) et de 12
décharges, le préposé à la surveillance des prix, Werner Marti, est parvenu à la
conclusion que les coûts pratiqués par les exploitants de ces installations sont souvent
excessifs et que des baisses de tarif pourraient dès lors être possibles. Dénonçant le
manque de réflexions économiques dans la gestion des UIOM et des décharges,
Monsieur Prix a également mis en cause l'occupation insuffisante des usines
d'incinération qui, selon ses dires, présentaient des surcapacités de quelque 400'000
tonnes en 1994. Soumises à leur tour à un examen serré, les taxes poubelles prélevées
dans les communes alémaniques n'ont pas non plus échappé aux critiques de W. Marti
qui a estimé que leur calcul était souvent basé sur des hypothèses irréalistes
aboutissant également à des prix trop élevés. Mettant en cause l'attitude des autorités
politiques - parfois davantage motivées par la constitution de réserves financières que
par le souci de couvrir le coût réel de l'élimination des déchets -, W. Marti a vu dans
cette pratique une infraction évidente au principe du pollueur-payeur. Ces diverses
allégations ont été rejetées tant par l'Association suisse des chefs d'exploitation de
traitement des déchets que par l'OFEFP, ce dernier déclarant que Monsieur Prix avait
surévalué d'environ 150'000 tonnes les surcapacités des incinérateurs d'ordures. 27

BERICHT
DATUM: 10.01.1997
LIONEL EPERON

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

In der Frage der Offenlegung der Zahnarzttarife bahnte sich eine Kontroverse zwischen
dem Preisüberwacher, Nationalrat Marti (sp, GL), und dem eidgenössischen
Datenschutzbeauftragten an. Im Vorjahr hatte Marti diese Offenlegung verlangt, bei der
Schweizerischen Zahnärztegesellschaft (SSO) aber auf Granit gebissen. Auf seinen
Hinweis führten die Sendung „Kassensturz“ des Schweizer Fernsehens sowie zwei
Konsumentinnenorganisationen in der Romandie und im Tessin entsprechende
Umfrage in den Praxen durch. Da diesen nicht angegeben wurde, zu welchem Zweck die
Erhebung erfolgte, widersetzte sich der Datenschutzbeauftragte deren Publikation
solange die entsprechende Preisbekanntgabeverordnung des EVD nicht geändert ist.
Bundespräsident Couchepin als Vorsteher des EVD beauftragte das Seco mit der
Ausarbeitung eines entsprechenden Vorschlags. 28

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.03.2002
MARIANNE BENTELI
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Medikamente

Einen vorläufigen Rückschlag mussten die Verfechter von Parallelimporten kurz vor
Jahresende vom Bundesgericht hinnehmen. Dieses entschied, der 15 Jahre dauernde
Patentschutz erlaube es, für diese Produkte Parallelimporte zu verbieten. Die
Lausanner Richter liessen aber ein Fenster offen. Sie hielten nämlich fest, sie hätten
nur eine Gesetzeslücke im bestehenden Patentrecht geschlossen. Wenn das Parlament
die Sache anders regeln wolle, so sei ihm dies unbenommen. Preisüberwacher und
Nationalrat Marti (sp, GL) sowie die beiden Abgeordneten David (cvp, SG) und Strahm
(sp, BE) erklärten deshalb, sie würden zum neuen Heilmittelgesetz einen Anhang
beantragen, welcher das Patentgesetz in den entsprechenden Dispositionen ändert,
bzw. andere Möglichkeiten finden, um die Parallelimporte dennoch zu ermöglichen. 29

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 31.12.1999
MARIANNE BENTELI

Suchtmittel

Vertreter dieser Gruppe gehörten federführend zum Initiativkomitee, welches Ende
Jahr eine Volksinitiative «Jugend ohne Drogen» lancierte. Dem Copräsidium gehören
die Nationalrätinnen und Nationalräte Aubry (fdp, BE), Borer (ap, SO), Bortoluzzi (svp,
ZH), Dreher (ap, ZH), Friderici (lp, VD), Giezendanner (ap, AG), Leuba (lp, VD), Miesch
(fdp, BL), Moser (ap, AG), Müller (svp, AG), Philipona (fdp, FR), Rohrbasser (svp, FR),
Sandoz (lp, VD), Jürg Scherrer (ap, BE), Werner Scherrer (edu, BE), Steinemann (ap, SG)
und Tschuppert (fdp, LU) sowie die beiden Ständeräte Kündig (cvp, ZG) und Morniroli
(lega, TI) an. Massiv vertreten im Initiativkomitee sind Sportler vorab aus dem Umkreis
der schweizerischen Ski-Nationalmannschaft und einige Prominente aus der
Unterhaltungsbranche. 

Gemäss dem Initiativtext soll der Bund das Rauschgiftproblem mit einer restriktiven,
direkt auf Abstinenz ausgerichteten Drogenpolitik bekämpfen und die notwendigen
Gesetze dazu erlassen, zudem eine aktive Drogenprävention verfolgen und Entzugs-
und Wiedereingliederungsmassnahmen fördern. Ausdrücklich verbieten wollen die
Initianten die Abgabe von Betäubungsmitteln. Vorbehalten ist eine Abgabe zu rein
medizinischen Zwecken, wobei Heroin und Kokain allerdings ausgeschlossen sind. Als
bekannt wurde, dass auch der umstrittene Verein zur Förderung der psychologischen
Menschenkenntnis (VPM) hinter der Initiative steht, distanzierten sich einzelne Sportler
von ihrem Engagement. 30

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.11.1992
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Unfallversicherung

Eine Motion Steinemann (fp, SG) für die Privatisierung der SUVA wurde vom Nationalrat
selbst in Postulatsform abgelehnt. In der Beratung meldeten sich neben dem Motionär
und Bundesrätin Dreifuss, die darauf hinwies, dass der Bundesrat bereits eine
Überprüfung der Effizienz der SUVA angeordnet habe, nur noch zwei Vertreter der FDP-
Fraktion zu Wort, allerdings mit diametral entgegengesetzten Auffassungen. Müller (ZH)
unterstützte die Privatisierung, Gysin (BL) wandte sich dagegen, da er befürchtete, ein
obligatorischer Versicherungsschutz wäre auf dem freien Markt zu einem vernünftigen
Preis nicht zu haben; zudem bestehe für den Bund hier auch kein Sparpotential, da die
SUVA keine Subventionen bezieht. 31

MOTION
DATUM: 18.09.1996
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien
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Kultur, Sprache, Kirchen

Archive, Bibliotheken, Museen

Die Stiftung Schweizerische Volksbibliothek (SVB), welche vom Bund seit 1921 finanziell
unterstützt wird, unterzog sich im Rahmen der Überprüfung der Bundessubventionen
hinsichtlich ihrer Struktur, ihrer Funktionsweise sowie ihres Nutzens einer Evaluation.
Die Ergebnisse der Untersuchung fielen durchwegs positiv aus. Die SVB wurde als
zweckmässig eingerichteter, professionell geführter und leistungsfähiger Betrieb
dargestellt, der es verstanden habe, sich den veränderten Bedürfnissen im
Bibliothekswesen anzupassen. Allerdings dränge sich eine klare, leistungsbezogene
Kostenaufteilung zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden auf. Insbesondere will der
Bund in Zukunft nur noch die nationalen Aufgaben der SVB unterstützen und nicht
mehr auch deren Leistungen zugunsten der Schulen, welche in die Zuständigkeit der
Kantone fallen. Entsprechende Absprachen fanden zwischen dem BAK und der
Erziehungsdirektorenkonferenz statt. Dementsprechend wird der Anteil des Bundes am
Gesamtbudget der SVB von momentan rund 60% auf etwas mehr als 50% gesenkt
werden können. Anders als bisher wurden der SVB nicht mehr jährlich gleichbleibende
Finanzhilfen zugesprochen. Für die Periode 2000-2003 beantragte der Bundesrat dem
Parlament einen Rahmenkredit von maximal 8 Mio Fr. Die jährliche Bundessubvention
an die SVB hatte für die Periode 1996-1999 je CHF 1.8 Mio. betragen. Damit erhält die
SVB eine gewisse Flexibilität beim Einsatz ihrer Mittel. Beide Kammern stimmten
diesem Vorgehen ohne Opposition zu. In der Schlussabstimung im NR stimmten
lediglich Blocher (svp, ZH), Moser (fp, AG) und Steinemann (fp, SG) gegen die Vorlage. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1999
MARIANNE BENTELI

Medien

Neue Medien

Preisüberwacher Werner Marti leitete eine Untersuchung gegen den US-
amerikanischen Software-Konzern Microsoft ein, nachdem in einem Vergleich mit den
USA erhebliche Preisdifferenzen offensichtlich geworden waren. Schweizer
Konsumentinnen und Konsumenten hatten bis zu 40 Prozent mehr für Microsoft-
Produkte – unter anderem Betriebssystem Windows 98, Softwarepaket Office 97
Professional sowie Office 2000 Professional – zu bezahlen. Microsoft kam nach eigenen
Berechnungen auf eine Differenz von 15 Prozent bei Office 2000, die das Unternehmen
als gerechtfertigt und üblich bezeichnete. 33

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 15.02.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Ein Antrag der SP-Frauen, in den SP-Statuten ein grundsätzliches Verbot der
Ämterkumulation zu verankern, wurde von den Delegierten abgelehnt. Der Antrag war
im Nachgang zu den Vorwürfen gegen Werner Marti, SP-Nationalrat, Preisüberwacher
und Glarner Regierungsrat, eingereicht worden. 34

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.11.1996
EVA MÜLLER

Im November wählte die Gewerkschaft VPOD SP-Vizepräsidentin Christine Goll (ZH) zu
ihrer neuen Präsidentin; Goll stellte ihr Amt in der SP auf Ende Jahr zur Verfügung. Ende
Dezember gab Christiane Brunner bekannt, sie werde am 6. März 2004 als
Parteipräsidentin zurücktreten. Sie hatte die Leitung der SP im Herbst 2000
übernommen, als die Partei nach dem Rücktritt von Ursula Koch heillos zerstritten war.
Als aussichtsreichster Anwärter auf ihre Nachfolge galt SP-Vizepräsident Hans-Jürg
Fehr (SH), Chancen wurden auch Preisüberwacher Werner Marti (GL) eingeräumt. Die
Berner Nationalrätin Ursula Wyss wurde als Kandidatin fürs Vizepräsidium gehandelt. 35

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.12.2003
MAGDALENA BERNATH
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Ende Januar kündigte der Glarner Nationalrat Werner Marti seinen Rücktritt als
Preisüberwacher an. Gleichzeitig gab er seine Kandidatur für das SP-Präsidium
bekannt, für das sich bisher einzig der Schaffhauser Nationalrat Hans-Jürg Fehr
beworben hatte. 36

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.01.2004
MAGDALENA BERNATH

An ihrem ausserordentlichen Parteitag in Basel bestimmten die Sozialdemokraten den
Schaffhauser Nationalrat Hans-Jürg Fehr zum Nachfolger von Parteipräsidentin
Christiane Brunner (GE). Während der als kämpferisch geltende Glarner Werner Marti
eher verkrampft und uninspiriert wirkte, vermochte Fehr die Delegierten mit einer
beherzten Rede und sachpolitisch engagiertem, in eigener Sache bescheidenem und
parteiintern integrativem Auftreten zu überzeugen. Auf Fehr entfielen 531 Stimmen, auf
Marti 360. Zu Vizepräsidenten wurden der Gewerkschafter Pierre-Yves Maillard (VD)
und Ursula Wyss (BE) gewählt. Im Hinblick auf die Abstimmungen vom Mai beschlossen
die Sozialdemokraten ohne Gegenstimme die Ablehnung der 11. AHV-Revision und des
Steuerpakets – für den Abstimmungskampf hatte die Geschäftsleitung einen Kredit von
500'000 Fr. gesprochen. Die Mehrwertsteuererhöhung wurde mit wenigen
Gegenstimmen und Enthaltungen zur Annahme empfohlen. Nach rund dreistündiger
Debatte, in der Bundesrätin Micheline Calmy-Rey ihre Partei zu einer in Sozialfragen
forscheren Oppositionspolitik ermunterte, da Moritz Leuenberger und sie für diese
Dossiers nicht zuständig seien, beschlossen die Delegierten einen pointierteren
Linkskurs – der Antrag der Jusos, aus dem Bundesrat auszutreten, blieb chancenlos.

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.03.2004
MAGDALENA BERNATH

Ihr Abschneiden bei den eidgenössischen Wahlen wertete die SP als Erfolg. Im Vergleich
zu den Wahlen 2007 büsste sie zwar bei den Nationalratswahlen erneut
Wählerstimmen ein (-0,8 Prozentpunkte). Der Wähleranteil von 18,7% bedeutete das
drittschlechteste Resultat in ihrer Geschichte. Nur 1987 (18,4%) und 1991 (18,5%) hatte
sie schlechter abgeschnitten. Allerdings konnte sie die Verluste nicht nur begrenzen –
bei den Wahlen 2007 hatten die Sozialdemokraten noch 3,8 Prozentpunkte eingebüsst
– sondern dank Proporzglück auch in drei Sitzgewinne gegenüber 2007 ummünzen.
Nimmt man die Anzahl Sitze unmittelbar vor den Wahlen als Ausgangspunkt, resultierte
gar der Gewinn von fünf Mandaten. Während der Legislatur hatte die SP nämlich den
Glarner Sitz des zurückgetretenen Werner Marti an die BDP verloren und einen Berner
Sitz hatte sie aufgrund des Parteiaustritts von Ricardo Lumengo eingebüsst. Sitze
gewinnen konnte die SP in den Kantonen Waadt (+2), Freiburg, Solothurn, und Wallis (je
1). Allerdings mussten die Genossen im Tessin und, wie erwähnt, in Glarus einen
Sitzverlust hinnehmen. Insgesamt verfügte die SP damit im Nationalrat neu über 46
Mandate. An Wähleranteilen zulegen konnten die Sozialdemokraten insbesondere in
den Kantonen Freiburg, St. Gallen und in der Waadt. Grössere Verluste musste die SP
hingegen in den Kantonen Zug, Basel-Stadt, Graubünden und Jura hinnehmen. In vier
Kantonen ging die SP als wählerstärkste Partei hervor: in Freiburg (26,7%), in Basel-
Stadt (29,1%), in der Waadt (25,2%) und in Genf (19,1%). In der Romandie (23,2%)
verfügte die SP denn auch über eine grössere Wählerschaft als in der deutsch- (17,6%)
und in der italienischsprachigen Schweiz (16,8%). 37

ANDERES
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Konservative und Rechte Parteien

Fraktionschef Dreher (ZH) gab sein Amt an Steinemann (SG) weiter. Der geplante
Rücktritt Scherrers (BE) als Präsident wurde wieder rückgängig gemacht, nachdem
dieser administrative Aufgaben an die neu geschaffene Stelle eines geschäftsführenden
Vizepräsidiums unter Nationalrat Borer (SO) abgeben konnte. In der Öffentlichkeit
wurde der Wechsel in der Fraktionsspitze als Versuch der AP interpretiert, vom Bild
einer Poltererpartei wegzukommen und dadurch zumindest bei den grossen
bürgerlichen Parteien einen Image-Gewinn zu verbuchen. 38

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.04.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Ohne Gegenstimmen lehnte die AP die Treibstoffzollerhöhung, die Initiative zur
Abschaffung der Tierversuche und die beiden Armeeinitiativen (Waffenplätze und neue
Kampfflugzeuge) ab . Ablehnung wurde auch zum Bundesbeschluss gegen den
Waffenmissbrauch, gegen den Kantonswechsel des Laufentals, gegen alle vier Teile der
Mehrwertsteuer sowie die Werbeverbotsinitiativen beschlossen. 
Die AP unterstützte das von der Lega lancierte Referendum gegen die Blauhelmvorlage;
Nationalrat Steinemann (SG) wurde Co-Präsident des Referendumskomitees. 39

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 08.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Nach sieben Jahren als FPS-Fraktionspräsident trat Walter Steinemann (SG) aus
gesundheitlichen Gründen und wegen der starken beruflichen Belastung von seinem
Amt zurück. Seine Nachfolge trat René Moser (AG) an. 40

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.06.1998
URS BEER

Die Absetzbewegung prominenter Parteimitglieder der FP setzte sich im Berichtsjahr
fort. Im Februar gab Nationalrat Gusset (TG) bekannt, er werde im Herbst auf einer
eigenen KMU-orientierten Liste kandidieren. Im Juli erklärte Gusset schliesslich seinen
Austritt aus der Partei. Die Sektion St. Gallen galt vor den Wahlen im Herbst ebenfalls
als Sorgenkind. Nachdem Nationalrat Steinemann (SG) seinen Rücktritt bekannt
gegeben hatte, und mehrere Kantonsratsabgeordnete zur SVP übergetreten waren,
fehlte es der Sektion an Führungspersönlichkeiten. 41

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.09.1999
DANIEL BRÄNDLI

Im Februar wurde im Kanton Glarus Martin Landolt (bdp) als Nachfolger von Werner
Marti (sp) in den Nationalrat gewählt. Dies stellte für die BDP einen Meilenstein dar, da
sie mit der Wahl Landolts eine eigene Bundeshausfraktion bilden konnte. 42

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.02.2009
SABINE HOHL

Auf Anfang Mai trat der Berner Nationalrat Hans Grunder als Parteipräsident zurück.
Grunder war bei der Gründung der BDP in Bern im Herbst 2008 ein führender Kopf und
zusammen mit Eveline Widmer-Schlumpf verantwortlich für den raschen Aufbau der
Partei. Mit dem Rücktritt wolle er für eine personelle und programmatische
Weiterentwicklung sorgen. Neu wurde das Präsidium mit zwei Vizepräsidenten und
einem Präsidenten aufgebaut. Als neuer Präsident wurde Anfang Mai der Glarner Martin
Landolt per Akklamation gewählt, auch er ein BDPler der ersten Stunde. Zu reden gab
die Kaderposition Landolts bei der UBS, die zu Interessenskonflikten mit der BDP-
Finanzministerin sowie zu einem Bankenimage der Partei führen könnten. Landolt
selber sagte, dass seine Tätigkeit in der Bank kein Lobbying umfasse. Er reduziere sein
berufliches Pensum zudem auf 40%. Landolt hatte in Näfels (GL) die SVP-Lokalsektion
neu aufgebaut, bevor es zum Bruch mit der Volkspartei kam, deren Zürcher Linie er
nicht teilen wollte. Er trat nach dem Ausschluss der SVP Graubünden aus der SVP aus
und gründete zuerst eine Liberale Fraktion bevor er dann zusammen mit der Bündner
und der Berner BDP die Glarner Sektion aufbaute. Als erster BDP-Politiker überhaupt
war Landolt bei Ersatzwahlen 2009 als Nachfolger des 2008 zurücktretenden SP-
Nationalrates Werner Marti in ein nationales Amt gewählt worden und hatte damit den
vier übergelaufenen BDP-Nationalräten unverhofft zu Fraktionsstärke im
eidgenössischen Parlament verholfen. Als wichtigstes Ziel bezeichnete Landolt den
Ausbau der jungen Partei und die Gründung neuer kantonaler Sektionen. Ins
Vizepräsidium wurden der Berner Nationalrat Lorenz Hess und die Bündner
Regierungsrätin Barbara Janom Steiner gewählt. 43

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.05.2012
MARC BÜHLMANN
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